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Schweiz hat keine Lust auf Transparenz 
KORRUPTION Seit Jahren ver­

sucht die Staatengruppe gegen 

Korruption des Europarates, die 

Schweiz zu mehr Transparenz 

bei der Parteienfinanzierung 

zu bringen - ergebnislos. Nun 

setzt die Gruppe ihre Hoffnung 

auf eine Volksinitiative. 

RICHARD CLAVADETSCHER 
schweiz@l uzernerzeitung .eh 

Gibt es dazu eine Umfrage, sind immer 
alle dafür - oder wenigstens fast alle: 
Mehr Transparenz bei der Parteienfinan­
zierung in der Schweiz findet zuverlässig 
eine Mehrheit der Befragten gut. Im 
Februar dieses Jahres waren es gar rund 
drei Viertel. Doch gesetzgeberisch ge­
schehen ist hier in den vergangenen 
Jahren wenig - so wenig, dass sich die 
<<Graupe d'Etat contre la corruption>> 
( Greco) des Europarates seit geraumer 
Zeit bemüssigt fühlt, die Schweiz zu 
kritisieren und ihr Druck aufzusetzen. 
So auch wieder in ihrem soeben ver­
öffentlichten « Dritten Zwischenbericht 
über die Konformität der Schweiz>>. 

Greco hat sich zur Aufgabe gemacht, 
die Korruption in den Mitgliedsstaaten 
des Europarates zu bekämpfen. Ihr ge­
hören sämtliche Mitglieder des Rates 
an. Die Schweiz ist ihr 2006 beigetreten. 

Lob und Tadel 
Im Zwischenbericht erhält die Schweiz 

Lob dafür, dass sie - wie von der Greco 
vor einiger Zeit empfohlen - die Tat­
bestände der Vorteilsgewährung und der 
Vorteilsannahme im Strafgesetzbuch 
schärfer formuliert hat und Privatbeste­
chung nicht mehr lediglich Antragsdelikt 
ist. Geht es jedoch um Transparenz in 
der Parteienfinanzierung, der der zwei­
te Teil des Zwischenberichts gewidmet 
ist, hat das Loben ein Ende, und dies 
mit gutem Grund: Von den sechs Emp­
fehlungen, die die Greco der Schweiz 
hier vor Zeiten mitgab, ist heute noch 
keine einzige umgesetzt. Im Klartext: 
Die Parteienfinanzierung ist keinen Deut 
transparenter geworden. 

Tatsächlich ist die Schweiz inzwi­
schen das einzige Land in Europa, das 
für die Parteienfinanzierung keine ge­
setzlichen Regeln kennt, und das wird 
noch längere Zeit so bleiben. Weil dies 
aber den Grundsätzen der Greco wider­
spricht, hat das Gremium nach drei 
erfolglosen sogenannten Evaluations­
runden schärferes Geschütz aufgefah-

ren und vor einiger Zeit ein «Nonkon­
formitätsverfahren>> gegen die Schweiz 
eingeleitet. Dies bedeutet, dass die 
Schweiz seither alle 6 statt alle 18 Mo­
nate einen Statusbericht nach Strass­
burg senden musste. Und weil auch 
dies nichts brachte, bekamen Aussen­
minister Didier Burkhalter und Justiz­
ministerin Simonetta Sommaruga unter 
anderem zwischenzeitlich schon mal 
persönlichen Greco-Besuch, um das 
Versäumnis anzumahnen. Auch dies 
fruchtete nichts. Kein Wunder also, dass 
sich im eben veröffentlichen Greco­
Dokument zwischen den Zeilen eine 
gewisse Frustration herauslesen lässt. 

Unterschiedliches Echo 
Die Position des Bundesrates ist hier 

immer dieselbe: Im politischen System 
der Schweiz würde Transparenz die 
Spender und Sponsoren abschrecken, 
was dazu führen würde, dass es am 
Ende zu einer staatlichen Parteienfinan­
zierung käme, die niemand wolle. über-

Die Schweiz ist das einzige Land in Europa, das keine gesetzlichen Regeln für Parteien- und Wahlkampf­
finanzierung kennt. Im Bild: Plakate der Kandidaten für die eidgenössischen Wahlen 2015 in Birsfelden. 

haupt sei das Thema hier von mässigem 
Interesse. Das zeige sich schon dadurch, 
dass verschiedene solche Vorstösse im 
Parlament jeweils gescheitert seien und 
eine Initiative «Für die Offenlegung der 
Politikereinkünfte>> gar nicht erst zu 
Stande gekommen sei. 

Tessin und Genf kennen Regeln 
Weiter weist der Bundesrat die Greco 

darauf hin, dass er ihre Empfehlungen 
an die Kantone weitergeleitet habe, wo 
sie auf ein unterschiedliches Echo sties­
sen. Neben den Kantonen Tessin und 
Genf, die bereits entsprechende Bestim­
mungen kennen würden, habe sich da­
rauf gerade einmal das Neuenburger 
Kantonsparlament äusserst knapp für ein 
Parteienfinanzierungsgesetz ausgespro­
chen. Das Waadtländer Parlament hin­
gegen habe die Idee wieder verworfen. 
Begründung: Bei fast 200 Abstimmungen 
und Wahlen auf allen drei Staatsebenen 
müsste der Kanton Hunderte von Kam­
pagnenrechnungen prüfen. 

Trotz dieser Erläuterungen hält die 
Greco weiter an ihren Empfehlungen 
fest. Sie ist der Ansicht, «dass die Eigen­
heiten der Schweizer Demokratie, deren 
Stärken anerkannt sind, die Schweiz 
nicht daran hindern, ein System der 
Transparenz der Parteienfinanzierung 
zu schaffen>> . - Und sie setzt in ihrem 
jüngsten Bericht auf das Prinzip Hoff­
nung: «Da zurzeit keine politischen 
Mehrheiten für eine Gesetzgebung auf 
diesem Gebiet gefunden werden kön­
nen, hofft die Greco sehr, dass die leb­
hafte öffentliche Diskussion über dieses 
Thema zur Entwicklung der Lage und 
zum Ende der Schweizer Ausnahme im 
Bereich der Transparenz der Parteien­
finanzierung beiträgt.>> 

Hilft eine Initiative weiter? 
Wenn wir gerade beim Prinzip Hoff­

nung sind: Nicht verborgen geblieben ist 
der Greco, dass ein Bündnis für mehr 
Transparenz in der Politikfinanzierung 
im April eine Volksinitiative für Trans-
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parenz lanciert hat, nachdem sie bei der 
SP jahrelang in der Pipeline war. Die 
Initiative will unter anderem, dass Par­
teien ihre Rechnung veröffentlichen und 
die Herkunft aller Spenden über 
10 000 Franken ausweisen. Träger sind 
neben der SP, den Grünen und verschie­
denen linken Gruppierungen auch die 
EVP und die BDP sowie die Jugendses­
sion. Co-Präsidentin und SP-National­
rätin Nadine Masshardt sieht das Be­
gehren auf gutem Kurs und ist überzeugt, 
dass die Initiative in breiten Bevölke­
rungskreisen auf Sympathie stossen wird. 

Sollte diese Initiative indes nicht die 
Gnade der Schweizer Stimmbürger finden 
und sich auch sonst nichts tun in Rich­
tung Transparenz, bliebe der Greco nur 
noch, was sie bisher noch nie getan hat: 
Sie könnte das laufende Verfahren ab­
brechen und die Schweiz öffentlich ver­
urteilen. Das wäre dann zwar ein «Talg­
gen>> im Reinheft der Musterdemokratie 
Schweiz - aber weitere Konsequenzen 
hätte es nicht. 


